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(Vorabentscheidungsersuchen der Înalta Curte de Casație şi Justiție) 

„Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Achte Richtlinie 79/1072/EWG – Richtlinie 
2006/112/EG – In einem anderen Mitgliedstaat ansässiger Steuerpflichtiger – Erstattung der 

Mehrwertsteuer auf eingeführte Gegenstände – Voraussetzungen – Objektive Anhaltspunkte, die die 
Absicht des Steuerpflichtigen belegen, die eingeführten Gegenstände im Rahmen seiner 

wirtschaftlichen Tätigkeiten zu verwenden – Ernsthafte Gefahr, dass der die Einfuhr rechtfertigende 
Umsatz nicht bewirkt wird“ 

Leitsätze – Urteil des Gerichtshofs (Zehnte Kammer) vom 21. September 2017 

Harmonisierung des Steuerrechts — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem — Erstattung der Steuer an 
nicht im Inland ansässige Steuerpflichtige — Aussetzung der Durchführung eines Vertrags über die 
Einfuhr von Gegenständen — Nichtzustandekommen des Umsatzes, für den diese Gegenstände 
bestimmt waren — Kein Nachweis über den weiteren Verkehr dieser Gegenstände — Versagung des 
Anspruchs auf Erstattung — Unzulässigkeit 

(Richtlinie 79/1072 des Rates und Richtlinie 2006/112 des Rates, Art. 170) 

Die Achte Richtlinie 79/1072/EWG des Rates vom 6. Dezember 1979 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern – Verfahren zur Erstattung der 
Mehrwertsteuer an nicht im Inland ansässige Steuerpflichtige in Verbindung mit Art. 170 der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen, dass sie dem entgegensteht, dass ein Mitgliedstaat einem 
nicht im Inland ansässigen Steuerpflichtigen den Anspruch auf Erstattung der für die Einfuhr von 
Gegenständen entrichteten Mehrwertsteuer in einer Fallkonstellation wie der im Ausgangsverfahren in 
Rede stehenden verwehrt, in der die Durchführung des Vertrags, in dessen Rahmen der 
Steuerpflichtige diese Gegenstände gekauft und eingeführt hat, zum Zeitpunkt der Einfuhr ausgesetzt 
war, der Umsatz, für den sie verwendet werden sollten, letztlich nicht bewirkt wurde und der 
Steuerpflichtige nicht den Nachweis über ihren weiteren Verkehr erbracht hat. 

Aus der gefestigten Rechtsprechung des Gerichtshofs ergibt sich nämlich, dass dann, wenn kein Fall 
von Betrug oder Missbrauch vorliegt, der einmal entstandene Anspruch auf Erstattung vorbehaltlich 
etwaiger Berichtigungen nach den Voraussetzungen der Mehrwertsteuerrichtlinie erhalten bleibt (vgl. 
entsprechend Urteil vom 22. März 2012, Klub, C-153/11, EU:C:2012:163, Rn. 46 und die dort 
angeführte Rechtsprechung). 
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Insbesondere bleibt der Anspruch auf Erstattung erhalten, wenn der Steuerpflichtige die Gegenstände, 
die den Anspruch begründet haben, aufgrund von Umständen, die von seinem Willen unabhängig sind, 
nicht im Rahmen des geplanten Umsatzes verwenden konnte, denn in einem solchen Fall besteht keine 
Betrugs- oder Missbrauchsgefahr, die eine Ablehnung der Erstattung rechtfertigen könnte (vgl. 
entsprechend Urteil vom 22. März 2012, Klub, C-153/11, EU:C:2012:163, Rn. 47 und die dort 
angeführte Rechtsprechung). 

(vgl. Rn. 55, 56, 58 und Tenor) 
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